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EDITORIAL/106: Keine Wüste ohne Wasser (SB)
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Keine Wüste ohne Wasser

37 Jesus aber sprach zu ihm: "Du sollst lieben Gott, deinen Herrn,
von ganzem Herzen, von ganzer Seele und von ganzem Gemüte." (5. Mose
6,5)

38 Dies ist das vornehmste und größte Gebot.

39 Das andere aber ist dem gleich: "Du sollst deinen Nächsten
lieben wie dich selbst." (3. Mose 19,18)

40 In diesen zwei Geboten hängt das ganze Gesetz und die
Propheten.

(Neues Testament, Matthäus Evangelium, Kapitel 22, Vers 37-40. Das
größte Gebot)



Und einer der bibelfesten Nachkommen fragte: "Meister, was bedeutet
lieben?"

Der Nazarener aber sagte und sprach: "Teile das Wasser der Oase, und
es wird ein Mittel der Herrschaft und der Unterwerfung sein. Es würde
die Ursache für Elend, Not und Qualen werden und nicht eine Quelle des
Lebens, der Erfüllung, der Freude und der Kraft. Teile deine Seele,
dein Tun und dein Streben und du schaffst die Grundlagen für den
Vergleich und die Unterscheidung, für Zwietracht und für Zwang.

Irgend jemand hat einmal gesagt: "Liebe deinen Nächsten wie dich
selbst."

Ich aber sage dir: Liebe deinen Nächsten, nicht dich selbst.

Den anderen zu lieben wie sich selbst, ist wie der Hunger, der dich
zum Brot führt.

Den anderen aber zu lieben und nicht sich selbst, ist wie das Brot,
das sättigt und die Herrschaft des Hungers bricht.

Sich selbst zu lieben ist wie ein Faß ohne Boden und ein Abgrund ohne
Ufer.

Den anderen zu lieben, ist wie ein Faß, das geleert und gefüllt werden
kann und wie ein Ufer, das vor dem Abgrund bewahrt."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich aber
vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 9)

Ihre Schattenblick-Redaktion


5. Oktober 2018
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WALD/363: Hambacher Forst - Demoverbot aufgehoben ... (BUND)


Gemeinsame Pressemitteilung von Buirer für Buir, BUND, Campact, Greenpeace und NaturFreunde Deutschlands vom 5. Oktober 2018

Demonstration für mehr Klimaschutz und gegen Braunkohle am Hambacher Wald findet statt



Berlin/Buir: Die Großdemonstration der Initiative Buirer für Buir, des
Bundes für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), von Campact,
Greenpeace und NaturFreunde Deutschlands kann morgen wie geplant
stattfinden. Das Verwaltungsgericht Aachen hob das Verbot der Demo
auf. "Das ist heute die zweite schallende Ohrfeige für die
NRW-Landesregierung und RWE", so die Veranstalter. Die Demo mit
Kundgebung am Hambacher Wald findet auf einer Wiese nördlich des
S-Bahnhofs Buir statt.

Eine Übersicht und Karte zum Standort der Bühne und weiteren
Treffpunkten gibt es demnächst online unter www.stop-kohle.de/anreise.
Die Seite wird schnellstmöglich laufend aktualisiert.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Oktober 2018 
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WALD/362: Hambacher Forst - Demoaufruf ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 5. Oktober 2018

BBU begrüßt Urteil des OVG Münster: Hambacher Forst darf vorläufig nicht
gerodet werden / Widerstand geht weiter: Demonstration am 6. Oktober
2018



(Bonn, Düsseldorf, Kerpen, 05.10.2018) Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) begrüßt den vom Oberverwaltungsgericht Münster
verhängten vorläufigen Rodungsstopp für den Hambacher Forst. Der BBU betont
allerdings, dass mit dem Urteil der Hambacher Forst noch nicht dauerhaft
gerettet und der Braunkohleabbau noch nicht gestoppt sind - weitere
Proteste sind nach Auffassung des Verbandes dringend notwendig. Und so ruft
auch der BBU weiterhin zur Teilnahme an der Großdemonstration auf, die am
6. Oktober zur dauerhaften Rettung des Hambacher Forstes stattfinden wird.

Das Oberverwaltungsgericht in Münster hat mit Eilbeschluss von heute
(5.10.2018) entschieden, "dass die RWE Power AG den Hambacher Forst nicht
roden darf, bis über die Klage des BUND NRW gegen den Hauptbetriebsplan
2018 bis 2020 für den Braunkohleta-gebau Hambach entschieden ist. Im
Übrigen darf die RWE Power AG im Tagebau Hambach weiter Braunkohle fördern,
solange sie nicht die bewaldeten Flächen des Hambacher Forsts in Anspruch
nimmt." [1]

Am Samstag, 6. Oktober 2018, findet eine seit längerem geplante
Großdemonstration gegen Braunkohleabbau und zur Rettung des Hambacher
Forstes statt. Ebenso wie viele Initiativen und Organisationen ruft auch
der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) zur Teilnahme an der
Demonstration auf. In einem Aufruf des BBU zur Teilnahme an der
Demonstration heißt es:

"Seit Mitte September 2018 gehen RWE und Polizei mit politischer
Rückendeckung von der NRW-Landesregierung mit Härte gegen die Menschen vor,
die den Hambacher Forst vor der weiteren Räumung schützen wollen.

Der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) solidarisiert sich
mit dem Widerstand gegen die Räumungen im Hambacher Forst. Gleichzeitig
spricht sich der BBU generell gegen jegliche weitere Rodungen im Hambacher
Forst aus.

An die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen sowie an die Bundesregierung
richtet der BBU aus Klimaschutzgründen die Forderung nach einem
Sofortausstieg aus der Kohleverstromung und nach der Einstellung jeglichen
Braunkohleabbaus in Deutschland und anderswo.

An die Kommunen, die noch immer RWE-Aktien besitzen, richtet der BBU die
Forderung, unverzüglich die RWE-Aktien zu verkaufen. Kommunen dürfen nicht
länger mit öffentlichen Mitteln die fatale Energiepolitik des
Energiekonzerns RWE unterstützen.

Die Zukunft gehört den regenerativen Energiequellen. In diesem Jahr hätte
rechnerisch die von Januar bis Ende Juni 2018 produzierte Menge an Ökostrom
ausgereicht, um alle deutschen Haushalte bei einem Durchschnittsverbrauch
von 2500 Kilowattstunden ein Jahr lang mit Strom zu versorgen."

Der BBU kritisiert, dass die Ordnungsbehörden der Durchführung der
Demonstration Steine in den Weg legen. "Das Demonstrationsrecht darf nicht
ausgehöhlt werden", so der BBU. Aktuelle Informationen über den Stand der
Demonstrations-Vorbereitungen und über Anreisemöglichkeiten unter: 

https://www.stop-kohle.de



Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen, Umweltverbände
und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat seinen Sitz in Bonn.
Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und engagierte Privatpersonen sind
aufgerufen, dem BBU beizutreten um die themenübergreifende Vernetzung der
Umweltschutzbewegung zu verstärken. Der BBU engagiert sich u. a. für
menschen- und umweltfreundliche Verkehrskonzepte, für den sofortigen und
weltweiten Atomausstieg, gegen die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen
Fracking und für umweltfreundliche Energiequellen.


Anmerkung:

[1] http://www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/46_181005/index.php

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Oktober 2018 
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WALD/361: Hambacher Forst - der Aufmarsch findet statt ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Pressestatement vom 5.10.2018

Rodung vorerst ausgesetzt, Kampf um den Wald noch längst nicht gewonnen



Heute hat das OVG im Zuge eines Eilantrags des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) stattgegeben, die Rodung vorerst
auszusetzen. Ein Etappensieg, denn der Kampf um den Wald ist noch
längst nicht gewonnen. Was bedeutet das nun für den Wald? In erster
Linie ist der Wald durch das Gericht geschützt und vor dem Roden
bewahrt, bis der finale Entscheid des OVG getroffen wird, ob der
Hambacher Forst unter die FF.-Richtlinien fällt oder nicht.

Durch den nun sechs Jahre andauernden Widerstand wurde dieses Thema so
populär und durch die in den letzten Wochen veranstalteten Großdemos,
wo tausende Menschen zusammenkamen, um gegen die Abholzung des
Hambacher Forsts auf die Straßen und in die Wälder zu gehen. Eine
weitere soll nun auch an diesem Samstag stattfinden, diese wurde durch
die Polizei wegen Sicherheitsbedenken untersagt [1]. Wir lassen uns jedoch
das im Grundgesetz verankerte Recht auf Demonstrationsfreiheit nicht
nehmen und fordern alle Menschen dennoch am Samstag dazu auf, zum
Demonstrieren an den Hambacher Forst zu kommen. So wie die Demo am
Samstag den 6.10.2018 stattfinden wird, wird auch der Protest
weitergehen.

Eine Aktivistin:

"Die Bagger graben weiter, RWE baut einen Zaun um mein Zuhause. Die
herrschende Klasse hat Angst, grenzt das Demonstrationsrecht ein, sagt
Busse ab, dennoch sind wir hier und wir lassen uns nicht verarschen.
Wir kämpfen weiter gegen RWE und ihre Welt, die unser aller Zukunft
nachhaltig zerstört", sagt die Aktivistin fleeX.

Wir rufen ab dem 13. zu dezentralen Aktionen im rheinischen Revier
auf, denn der Kampf gegen die Braunkohle ist noch nicht zu Ende. Jetzt
geht es mehr denn je an die Infrastruktur des Energieriesen.

Hambacher Forst Besetzung / Presse AG


[1] Hinweis der Schattenblick-Redaktion, das Verbot wurde
am 5.10.2018 vom Verwaltungsgericht Aachen aufgehoben.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/360: Hambacher Forst - ein Etappensieg ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 5. Oktober 2018

Vorläufiger Rodungsstopp ++ Ende Gelände feiert Etappensieg ++ Tagebau
Hambach muss stillgelegt werden



Zum vorläufigen Rodungsstopp im Hambacher Forst, den das OVG Münster
heute verkündet hat, erklärt Karolina Drzewo, Pressesprecherin von Ende
Gelände:

"Dieses Urteil weist RWE und die Zerstörungswut der fossilen Industrien
in die Schranken. Wir fordern den sofortigen Kohleausstieg und die
Stilllegung des Tagebau Hambachs, damit der Wald dauerhaft erhalten
bleibt. Ende Gelände feiert den Etappensieg morgen, am 6. Oktober, mit
Tausenden im Hambacher Forst. Dabei geht es um mehr als den Wald, es
geht um den sofortigen Kohleausstieg. Ende Oktober werden wir mit
zivilem Ungehorsam RWE blockieren und für globale Klimagerechtigkeit
einstehen."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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WALD/359: Hambacher Forst - Rodung vorläufig untersagt ... (BUND)


BUND - Pressemitteilung vom 5. Oktober 2018

BUND erwirkt Rodungsstopp im Hambacher Wald und fordert von
NRW-Regierung morgige Demonstration nicht weiter zu blockieren



Berlin/Buir: Das Oberverwaltungsgericht des Landes Nordrhein-Westfalen hat
heute einem Eilantrag des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND) gegen das Land Nordrhein-Westfalen stattgegeben. Demnach darf der
Hambacher Wald nicht gerodet werden. Dies gilt, bis über die Klage des BUND
rechtskräftig entschieden ist, die seit April 2018 beim Verwaltungsgericht
Köln anhängig ist. Der Beschluss des Oberverwaltungsgerichts ist
unanfechtbar.

"Wir haben uns mit unserem Antrag für einen Rodungsstopp durchgesetzt",
sagte der Geschäftsleiter des BUND NRW, Dirk Jansen. "RWE darf im Hambacher
Wald nicht roden. Über die Fortführung des Tagebaus Hambach ist zwar noch
nicht entschieden, das heißt, die Bagger stehen nicht still. Aber RWE darf
keine weiteren Rodungsmaßnahmen ergreifen. Die Interessensabwägung des
Oberverwaltungsgerichts in Münster ging zu Gunsten des BUND aus, weil
dieser Wald sehr wertvoll ist und durch die Rodung irreversible Fakten
geschaffen würden. Damit ist die Rodungssaison im Hambacher Wald beendet",
sagte Jansen.

Die Bezirksregierung Arnsberg und RWE konnten nach Angaben des
Oberverwaltungsgerichts in Münster auch nicht belegen, dass die sofortige
Rodung aus tagebautechnischen Gründen notwendig sei oder weil anderenfalls
die Energieversorgung bundes- oder landesweit nicht mehr gewährleistet
wäre.

Der BUND-Vorsitzende Hubert Weiger sagte: "Wir sind erleichtert, dass die
Rodung des Hambacher Waldes vom Tisch ist. Das ist ein großer Erfolg für
den Naturschutz und auch ein gutes Signal für den friedlichen Protest
tausender Klimaschützer im Hambacher Wald und weit darüber hinaus. Das
Gericht trägt damit zentral zum Rechtsfrieden bei."

Der BUND appelliert nun an die Landesregierung in Nordrhein-Westfalen und
die zuständigen Behörden, die für morgen geplante Großdemonstration am
Hambacher Wald zu genehmigen. Die Polizei hatte gestern den Protest
untersagt. Auch dagegen hatte der BUND gemeinsam mit den übrigen
Veranstaltern der Demonstration rechtliche Mittel eingelegt.

"Die Landesregierung NRW muss jetzt von ihrer Eskalationsstrategie und der
Diffamierung des Braunkohlewiderstands abrücken. Die eindeutige
Bevölkerungsmehrheit ist längst viel weiter in Sachen Klimaschutz", sagte
Weiger.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/358: Hambacher Forst - Opfer der Polizeigewalt ... (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 05.10.2018

Rote Hilfe e.V. kritisiert das Verbot der Demonstration am 6. Oktober am
Hambacher Forst



Nachdem die Polizei dem Wunsch des Großkonzerns RWE entsprochen und in
einem wochenlangen Großeinsatz den Hambacher Forst von allen Besetzungen
geräumt hat, wurde nun die am Samstag den 6. Oktober geplante
Großdemonstration gegen die Rodung des Waldes polizeilich verboten.

Die zur Verbotsbegründung herangezogene Argumentation ist aus Sicht der
Roten Hilfe e.V. absurd und offenbart, dass sich die Landesregierung in
politischer Bedrängnis befindet.

Dazu erklärt Heiko Lange, Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V.:

"Immer mehr Menschen verteidigen den Hambacher Forst als Symbol des Kampfes
gegen den Klimawandel, den zahlreichen Gewalttaten der Polizei und den
vielen Grundrechtseinschränkungen der letzten Wochen [1] zum Trotz.

Das Verbot der Demonstration, zu der zigtausende erwartet werden, ist eine
weitere Gefälligkeit der Landesregierung an den Klimakiller RWE und zeigt
in aller Deutlichkeit, dass die schwarz-gelbe Landesregierung fest
entschlossen ist, Kapitalinteressen notfalls auch mit polizeistaatlichen
Mitteln durchzusetzen."

Die Rote Hilfe e.V. kritisiert das Verbot in aller Schärfe und fordert das
Ende der Grundrechtsverletzungen sowie den sofortigen Stopp der Gewalt
gegen die Aktivist*innen im Hambacher Forst.

Weiterhin ruft die Rote Hilfe zur Solidarität mit den Opfern der
Polizeigewalt, den Inhaftierten Waldbesetzer*innen und den von
Strafverfahren Betroffenen Aktivist*innen auf.

[1] Eine Übersicht zahlreicher solcher Rechtsverletzungen hat der
Ermittlungsausschuss des Hambacher Forstes dokumentiert. Dort ist
nachvollziehbar dargestellt, wie die Polizei u.a. das Grundrecht auf
Versammlungs- sowie die Pressefreiheit einschränkt und in zahlreichen
Fällen, meist ohne Not, physische und psychische Gewalt gegen
Rodungsgegner*innen ausübt.

http://antirrr.blogsport.de/images/RepressionimHambacherForstAugSep18.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 05.10.2018

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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WALD/357: Hambacher Forst - "Fragend schreiten wir voran" ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 5.10.2018

Diese Bewegung kann nicht verboten werden



Egal, was Polizei, RWE oder Politik versuchen: Unsere Bewegung kann
nicht verboten werden. Die Sehnsucht und der Kampf für ein Leben ohne
Ausbeutung und Zerstörung ist uns nicht zu nehmen.

Wir werden am Samstag massenhaft demonstrieren, gegen die korrupte
Verflechtung aus Wirtschaft und Politik, gegen die kurzsichtige
Zerstörung unserer natürlichen Lebensgrundlage.

Hier im #HambacherForst geht es schon lange um mehr als um einen Wald.
Seit sechs Jahren leben, lieben & kämpfen wir, um eine Alternative
aufzubauen, eine selbstorganisierte & herrschaftfreie Alternative zu
Staaten, Kapitalismus & Nationalismus.

Immer mehr Menschen haben hier gesehen, dass das System vor allem
denen dient, die davon profitieren, und dass die Polizei nicht die
Bürger*innen schützt, sondern die (vor)herrschenden Verhältnisse.

Der Kapitalismus wird enden. Die Frage ist nur wann. Bevor die
Klimaerhitzung den Planeten verwüstet oder danach? Das ganze System
funktioniert nur, solange wir es unterstützen, bewusst oder unbewusst,
im großen oder im kleinen.

Lasst uns ihm jetzt unsere Unterstützung entziehen und selber eine
Alternative aufbauen. Wir wissen nicht, wie diese aussehen wird, aber
wir haben alles dafür, was wir brauchen:

Uns, unser Vertrauen ineinander, unsere Würde & unsere Liebe. Wie die
Zapatistas sagen würden: "Fragend schreiten wir voran."

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/356: Hambacher Forst - Versammlungsrecht angegriffen ... (BUND)


Gemeinsame Pressemitteilung von Buirer für Buir, BUND, Campact, Greenpeace
und NaturFreunde Deutschlands vom 4. Oktober 2018

Behörden versuchen Großdemonstration für Rettung des Hambacher Waldes zu
verhindern

Demo-Bündnis kündigt Eilantrag vor Verwaltungsgericht Aachen und
Bundesverfassungsgericht an



Köln/Buir | Behörden der Stadt Kerpen versuchen, die für diesen Samstag
angekündigte Großdemonstration "Kohle stoppen - Wald retten!" zu
verhindern. Wie die Polizei Aachen am Donnerstagabend mitteilte, haben die
Versammlungsbehörden und Feuerwehren der Stadt die Demonstration aus
Sicherheitsbedenken nicht genehmigt. Für die am 18. September angemeldete
Kundgebung auf der alten A4 wird seit über zwei Wochen bundesweit
mobilisiert. Erwartet werden mehr als 20.000 Teilnehmer.

"Diese willkürliche Entscheidung attackiert das Versammlungsrecht und ist
zudem grob fahrlässig. Viele Tausend Menschen werden sich am Samstag auf
den Weg machen, um am Hambacher Walds gegen dessen Zerstörung durch RWE zu
demonstrieren. Die Behörden müssen diesen angemeldeten und legitimen
Protest ermöglichen", sagt der Trägerkreis der Demonstration.

Der Trägerkreis wird mit einem Eilantrag vor dem Verwaltungsgericht Aachen
und dem Bundesverfassungsgericht gegen die Entscheidung vorgehen. Näheres
dazu stellt er morgen um 11 Uhr auf einer Pressekonferenz in Köln in der
Alte Feuerwache vor.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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WALD/355: Hambacher Forst - Demo wird nicht zu stoppen sein ... (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 4. Oktober 2018

#HambiBleibt

Demo: Wald retten - Kohle stoppen

Aus Baden-Württemberg fahren Hunderte Menschen mit dem BUND zur
Demonstration. Aus ganz Deutschland werden weit über 20.000
Demonstrierende erwartet.



Stuttgart. 600 Menschen fahren mit dem BUND Baden-Württemberg zur
"Wald retten - Kohle stoppen"-Demonstration am Hambacher Wald. Die
angedrohte Rodung durch den Energiekonzern RWE rückt näher. Daher hat
der BUND gemeinsam mit Campact, Greenpeace und den Naturfreunden
Deutschlands zur Großdemonstration am 6. Oktober aufgerufen. Ab
Stuttgart und Umgebung fahren etwa 150 Menschen mit dem BUND vom
Rotebühlplatz los.

Ganze Dörfer wurden bereits weggebaggert. Tausende Menschen
umgesiedelt. Mehrere Wälder sind für Stromkonzerne und den
Braunkohleabbau gerodet worden. Obwohl die Kohle-Kommission gerade
über den Kohleausstieg verhandelt, will RWE Fakten schaffen und den
letzten Rest des Hambacher Wald abholzen - ein wertvoller Mischwald
mit einer 12.000 Jahre alten Geschichte, in dem viele zum Teil sehr
seltene Tierarten leben.

Klimaschutzpolitik made in Germany: global hui - national
pfui

"Gerade heute mit Blick auf den Hitzesommer, die anhaltende
Rekorddürre und die verheerenden Taifune, ist das nicht zu
akzeptieren. Konzerne und Regierungen verzocken die Zukunft unserer
Kinder und Enkel. Die Regierung in Berlin gibt sich auf
internationalem Parkett als Klimaschutz-Primus. Zu Hause fördert sie
den Braunkohleabbau, einen der größten Klimakiller", so Fritz Mielert,
Umweltschutzreferent beim BUND Baden-Württemberg.

BUND Gruppen aus Heidelberg, Konstanz, Ravensburg, Stuttgart, Tübingen
und Ulm haben in den letzten zwei Wochen insgesamt zehn Busse
organisiert. Die Busse waren zum Teil innerhalb weniger Tage
ausgebucht. Die Nachfrage aus dem Stuttgarter Raum war so groß, dass
die Anzahl der Busse aus der Landeshauptstadt auf drei aufgestockt
wurde. Aus Baden-Württemberg fahren nun 600 Menschen alleine in den
vom BUND Baden-Württemberg organisierten Bussen mit; aus Stuttgart 150
Menschen. Eine von ihnen ist Andrea Schmidt, 50 Jahre:

Demonstrantin: "Es ist eine rote Linie überschritten worden!"

"Es ist eine rote Linie überschritten worden. Ich fahre zur Demo, weil
ich mich gegen eine Politik, die die Profit-Interessen von
Großkonzernen höher stellt als international vereinbarte Klimaziele
und Klimagerechtigkeit. Gegen eine Politik, die die Zerstörung der
Lebensgrundlage von Natur und Mensch zulässt und mit aller Macht und
Gewalt die Kohleverstromung weiter am Leben halten will", so Andrea
Schmidt.

Über 800.000 Menschen unterzeichnen Appell an Politik: Retten
statt roden!

Nach einer Emnid-Umfrage von Mitte September möchten 75 Prozent der
Deutschen, dass die Bundesregierung die Rodung stoppt. Fast genauso
viele sprechen sich dafür aus, dass bis Ende des Jahres ein nationaler
Plan zum Kohleausstieg vorliegt. Über 800.000 Menschen haben bereits
den Appell von BUND, Campact, Greenpeace und den Naturfreunden
unterschrieben. Sie fordern von der Politik einen Rodungsstopp.

"Bei der Demo am Hambacher Wald erwarten wir aus der ganzen Republik
weit über 20.000 Demonstrant*innen. 800.000 Menschen haben bereits
unseren Appell an die Bundesregierung unterzeichnet, die Rodungen zu
stoppen. Die Menschen sagen klar und deutlich, dass sie die
Verbrennung von dreckiger Kohle zu Lasten von Natur und Klima nicht
mehr hinnehmen. Die Regierenden in Düsseldorf, Berlin und anderswo
müssen diese Zeichen richtig deuten und unverzüglich handeln: Es ist
höchste Zeit für die Energiewende und dafür, dass Politik für die
Interessen aller Menschen und nicht der Konzerne gemacht wird", so
Fritz Mielert.

Über die Demonstration:

Die Demonstration beginnt am Samstag, 6. Oktober, um 12 Uhr am Bahnhof
Buir bei Köln und endet um 16 Uhr.




Weitere Informationen:

Zur Demo: 

https://www.bund.net/nc/mitmachen/demo-wald-retten-kohle-stoppen/

Zum Appell: 

https://aktion.bund.net/hambacher-wald-retten-statt-roden?utm_source=website&utm_medium=sliderstartseite&utm_campaign=HambacherWald_PM18

 * 

Quelle:

Presseinformation, 26.09.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue
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WALD/354: Hambacher Forst - BUNDjugend nimmt Stellung ... (BUND)


BUND-Pressemitteilung vom 4. Oktober 2018

Jugendvertreter fordern von der Bundesregierung generationengerechtes
Handeln und Verzicht auf die Rodung im Hambacher Wald



Anlässlich der heutigen Veröffentlichung eines Offenen Briefes von
zahlreichen jungen Schlüsselakteuren für die Rettung des Hambacher Waldes
und für eine ambitioniertere Umwelt-, Klima- und Biodiversitätspolitik
sagte Hubert Weiger, Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND):

"Der Hambacher Wald ist für viele Menschen in der Bundesrepublik zum Symbol
für eine ambitioniertere Umweltpolitik geworden. Es ist weder
nachvollziehbar noch vertretbar, dass die Bundesregierung und die Regierung
in Nordrhein-Westfalen den Profitinteressen von RWE freien Lauf lassen und
die vielen Rufe für mehr Klimaschutz und einen raschen Kohleausstieg
ignorieren. Das Engagement der vielen Menschen, die mit starker Stimme auf
die Versäumnisse der deutschen Klima- und Naturschutzpolitik hinweisen, vor
allem die große Beteiligung junger Menschen an diesem Protest, das macht
mir Mut."

Linda Mederake, Mitzeichnerin und Bundesvorstandsmitglied der BUNDjugend,
sagte:

"Wir wollen mit dem Brief ein Zeichen setzen, schließlich verheizt RWE im
Hambacher Wald die Zukunft unserer Generation. Dieser Wahnsinn muss enden."


"Mit großer Besorgnis": Offener Brief der Jugend fordert
generationengerechtes Handeln und verurteilt die geplante Rodung durch RWE
im Hambacher Wald

Rund 30 junge Organisationen und mehr als 70 Schlüsselakteure der Jugend in
Deutschland zeichneten den Offenen Brief an die Bundesregierung mit dem
Titel #DieZukunftSindWir. Er betont die Besorgnis junger Menschen
angesichts der derzeitig nachlässig behandelten Frage der
Generationengerechtigkeit in Sachen Kohleausstieg, Klimaschutz und
Biodiversitätsschutz.

Der Offene Brief fordert von der Regierung, aber
auch von industriellen und wirtschaftlichen Akteuren "das zerstörerische
Vorhaben der Kohleindustrie vor Ort deutlich zu verurteilen" und echte
ökologische Maßnahmen im Sinne der Generationengerechtigkeit durchzusetzen.
Zu den Unterzeichner*innen gehören verschiedenste Stimmen und Gremien der
Jugend in Deutschland wie etwa der Friedensaktivist Ali Can, die Co-
Gründerin des "Centre for Feminist Foreign Policy" Kristina Lunz und der
Gründer von "Plant for the Planet" Felix Finkbeiner.

Die Unterzeichner*innen möchten ihre "äußerste Besorgnis hinsichtlich der
aktuellen Ereignisse im Hambacher Wald zum Ausdruck bringen und den dadurch
manifestierten, nachlässigen Umgang mit Fragen der
Generationengerechtigkeit aufs Schärfste kritisieren".

Insgesamt rund 100 Gremien, Vereine, Personen und Stiftungen aus
verschiedensten Teilbereichen zivilgesellschaftlichen Engagements kommen
unter dem Brief zusammen.

Initiiert wurde der Brief von der deutschen Jugenddelegation zum G7-Gipfel
und deren Vorsitzender Luisa Neubauer (22 Jahre). "Zurzeit werden
Pfadabhängigkeiten geschaffen, die unser zukünftiges Leben und unsere
Umwelt maßgeblich prägen werden - und im Zweifel dazu führen, dass ein
deutscher Kohleausstieg in noch weitere Ferne rückt. Für uns junge Menschen
ist die Entwicklung der Ereignisse rund um den Hambacher Wald am Ende ein
Ringen um unsere Zukunft", so Neubauer.

Die Unterzeichner*innen fordern "mit aller Vehemenz im Sinne des
Klimaschutzes, des Schutzes der biologischen Vielfalt und unserer Zukunft
zu handeln". Denn, "wir wissen, dass eine schnellstmögliche Abkehr von der
Kohle unumgänglich ist - wenn wir unsere künftigen Lebensumstände und die
der zukünftigen Generationen nicht einfach ignorieren".

Die Tatsache, dass sich so viele diverse Stimmen unter diesem Brief
zusammen gefunden haben, spricht für sich: Klima- und Energiepolitik ist
Zukunftspolitik - und ihre Ausgestaltung macht uns dieser Tage große
Sorgen", sagte Neubauer. "Die Rodung durch RWE ist illegitim. Wir erwarten
von der Bundes- und der Landesregierung, sich in aller Deutlichkeit gegen
die Rodung und für unsere Zukunft zu positionieren."

Der ganze Brief und die vollständige Unterzeichner*innenliste sind hier zu
finden unter: 

www.bund.net/die_zukunft_sind_wir

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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EUROPA/406: Rettungsschiff im Mittelmeer retten


Amnesty International - 4. Oktober 2018

Europa: Rettungsschiff im Mittelmeer retten

NGOs schreiben Offenen Brief an europäische Regierungen



In einem offenen Brief haben sich am 3. Oktober 2018 fünf
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) mit der Bitte an die europäischen
Regierungen gewandt, dem Rettungsschiff Aquarius schnellstens zu
ermöglichen, sich zu registrieren, nachdem ihm von den Behörden Panamas die
Flagge entzogen wurde. Die Aquarius ist das letzte aktive Such- und
Rettungsschiff von Nichtregierungsorganisationen im Mittelmeer.

Am fünften Jahrestag des Schiffsunglücks von Lampedusa, bei dem mindestens
368 Menschen starben, wurden die europäischen Regierungen nun in dem Brief
aufgefordert, der Aquarius ihre Flagge anzubieten.

"Die Aquarius hat Zehntausende Leben auf See gerettet und damit eine
Lücke geschlossen, die die Staaten hinterlassen haben", so die
stellvertretende Direktorin für die Regionen Europa und Zentralasien bei
Human Rights Watch, Judith Sunderland, im Namen der unterzeichnenden
Organisationen

"Wir appellieren an die Länder, dem Schiff ihre Flagge anzubieten,
 damit es diese unverzichtbare Arbeit fortführen kann."

 Maria Serrano, Kampagnenleiterin für Migration von Amnesty
 International



"Was wäre eine größere Würdigung derjenigen, die vor fünf Jahren vor
Lampedusa gestorben sind, als es der Aquarius - einem Symbol der
Solidarität und dem Respekt von Menschenleben und Würde - zu ermöglichen,
ihre lebensrettende Arbeit fortführen zu lassen."

"Die Aquarius war die letzte Hoffnung für Männer, Frauen und Kinder,
die sich mit der unmöglichen Wahl konfrontiert sahen, auf See zu ertrinken
oder furchtbaren Misshandlungen in Libyen ausgesetzt zu sein. Wir
appellieren an die Länder, dem Schiff ihre Flagge anzubieten, damit es
diese unverzichtbare Arbeit fortführen kann", sagt Maria Serrano,
Kampagnenleiterin für Migration bei Amnesty International.

Hintergrund

Der Brief wurde unterzeichnet von Amnesty International, Human Rights
Watch, dem Europäischen Rat für Flüchtlinge und im Exil lebenden Personen
(ECRE), der Internationalen Juristen-Kommission (ICJ) und der
Internationalen Gesellschaft für Menschenrechte (FIDH).


Für die Aquarius, für zivile Seenotrettung!


Unterzeichne jetzt die Online-Petition von SOS MEDITERRANEE und Ärzte ohne
Grenzen.

https://you.wemove.eu/campaigns/save-the-aquarius-and-rescue-at-sea

Downloads

Offener Brief an europäische Regierungen "Save the Aquarius, Save Lives"
(englisch) (PDF, 78.45 KB)

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2018-10/Save-Aquarius-NGO-Brief-Oktober-2018-englisch.pdf

 * 

Quelle:

Mitteilung vom 4. Oktober 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/europa-rettungsschiff-im-mittelmeer-retten

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MUMIA/912: Macht der Männer (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 925

Macht der Männer

Streit um designierten Richter Kavanaugh wirft Licht auf Realität der USA

von Mumia Abu-Jamal, Oktober 2018



Im Jahr 1991 beschuldigte die Juraprofessorin Anita Hill vor einem
Senatsausschuss den für den Obersten Gerichtshof der USA nominierten
Richter Clarence Thomas, sie sexuell belästigt zu haben. Nach ihrer
öffentlichen Aussage wurde Hill der Falschaussage bezichtigt und Thomas
schließlich zum Richter am Supreme Court ernannt. Seitdem ist viel Zeit
vergangen und vieles hat sich verändert - oder auch nicht. In Frankreich
gibt es dazu eine passende Redewendung: »Je mehr sich die Dinge ändern, um
so mehr bleiben sie gleich«.

Gegenwärtig sorgen Vorwürfe wegen sexueller Belästigung gegen den
amtierenden Richter und Kandidaten für den US-Supreme Court Brett Kavanaugh
für Aufsehen. Die Psychologieprofessorin Christine Blasey Ford beschuldigt
ihn der versuchten Vergewaltigung vor mehr als 30 Jahren. Das zeigt, wie
wenig sich auf diesem Gebiet verändert hat. In bestimmten Positionen wird
Macht vor allem von Männern ausgeübt, und Frauen werden, sofern sie nicht
selbst männliche Verhaltensweisen übernehmen, wie Kinder behandelt. Sie
werden gesehen, aber nicht für voll genommen.

Das Bindeglied zwischen Macht und Gesetz sind die Gerichte, eine der
letzten mächtigen Bastionen männlicher Macht. Die
bemerkenswerte »#MeToo«-Bewegung mag in der Kultur- und Filmindustrie einen
enormen Machtzuwachs erfahren haben, aber das Rechtswesen ist immer noch
fest in männlicher Hand. Frauen, die Mehrheit der US-Bevölkerung, stellen
weder die Mehrheit in politischen Führungspositionen noch in der Klasse der
Besserverdienenden, noch haben sie in allen Arbeitsbereichen ein
vergleichbares Einkommen wie ihre männlichen Kollegen. Mit anderen Worten:
Ihre Macht ist äußerst begrenzt.

Allerdings stellen sie mittlerweile die Mehrheit der Studierenden an den
juristischen Fakultäten, was zur Folge haben könnte, dass sie eines Tages
auch auf diesem Gebiet einen bestimmenden Faktor darstellen werden. Aber
davon sind wir heute noch weit entfernt. Männer beherrschen nach wie vor
Politik und Justiz, und wenn ich mich nicht völlig irre, wird sich das auch
in der Auseinandersetzung um die Kandidatur von Richter Brett Kavanaugh
zeigen.

Allerdings muss ich hier aus aktuellem Anlass eine Einschränkung machen:
Ich war wohl doch zu voreilig mit meiner Schlussfolgerung, Christine Blasey
Ford werde Donald Trumps Favoriten für das höchste Richteramt nicht zu Fall
bringen. Denn kaum hatte ich das bisher Gesagte aufgeschrieben, erfuhr ich
durch eine Eilmeldung des Fernsehsenders CNN, dass sich eine weitere Frau
wegen eines sexuellen Übergriffs von Kavanaugh an die Öffentlichkeit
gewandt habe. Deborah Ramirez kennt den Juristen aus der Zeit, als sie an
der Yale University studierte, und beschreibt nun, wie Kavanaugh sich
während einer Party unter Alkoholeinfluss ihr gegenüber entblößt habe.

Diese Aussage könnte alles verändern, denn wenn eine Frau über ein solches
Erlebnis mit Kavanaugh berichtet, könnte das von seinen Unterstützern als
»Ausrutscher« abgetan werden, aber wenn eine zweite Frau etwas Ähnliches
mit ihm erlebt hat, liegt offensichtlich ein Problem vor. Kavanaugh hatte
offensichtlich als junger Mann ein Alkohol- und Sexproblem.

In jedem Fall sind damit die Chancen für seine Ernennung zum Richter am
Obersten Gerichtshof gesunken. Wenn er nur eine Handvoll Stimmen im
US-Senat verliert, wird Trumps leuchtender Stern, der die konservative
Fraktion des höchsten Gerichts der Nation für lange Zeit verstärken sollte,
schon sehr bald vom Juristenhimmel fallen.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 228 vom 1. Oktober 2018


Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

Brett Kavanaugh wurde am 7. Oktober mit knapper Mehrheit im Senat bestätigt
und anschließend vereidigt.

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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STELLUNGNAHME/126: Friedensnobelpreis - Wichtige Anerkennung für Einsatz gegen sexualisierte Gewalt (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 5. Oktober 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Wichtige Anerkennung für Einsatz gegen sexualisierte Gewalt

Friedensnobelpreis



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW gratuliert der irakischen
Menschenrechtlerin Nadia Murad und dem kongolesischen Arzt Denis Mukwege
zur Friedensnobelpreisverleihung. "Dass der Einsatz gegen sexualisierte
Gewalt ausgezeichnet wurde, ist ein wichtiges Signal gegen Vergewaltigungen
als Kriegsstrategie. In unserer ärztlichen Praxis werden wir mit den
verheerenden Folgen dieser Angriffe auf die Integrität und Persönlichkeit
des Opfers konfrontiert. Zusätzlich spielt die stellvertretende Demütigung
der Familie eine wichtige Rolle," erklärt Susanne Grabenhorst,
stellvertretende IPPNW-Vorsitzende.

Frauen und Mädchen, die sexualisierte Gewalt im Krieg überleben, sind in
der Regel schwer traumatisiert. Die sexuelle Ausbeutung, Demütigung und
oder Folter, denen sie oft lange Zeit und immer wieder ausgesetzt waren,
führen zu lang anhaltenden psychischen und physischen Folgen.

Betroffene Frauen sind oft nicht mehr in der Lage, mit den Anforderungen
des täglichen Lebens und der Versorgung ihrer Kinder klar zu kommen. Ein
weiteres Problem besteht darin, dass Frauen für das Geschehene moralisch
verantwortlich gemacht werden und so gezwungen sind, das Verbrechen und
seine Folgen zu leugnen. Sie werden sozial stigmatisiert oder sogar
ausgestoßen und müssen in Armut leben.

Viele Frauen erleiden zudem schwere körperliche Verletzungen mit
irreversiblen Folgen. Sie können zu Komplikationen während Schwangerschaft
und Geburt führen oder Unfruchtbarkeit verursachen. Während der
Vergewaltigung können die Frauen darüber hinaus sexuell übertragbare
Infektionen einschließlich HIV infiziert werden.

Der Arzt Denis Mukwege arbeitet als Arzt dafür, dass die körperlichen
Verletzungen so gut wie möglich behandelt werden, und er engagiert sich
gleichzeitig politisch gegen Krieg und für die Prävention sexueller Gewalt.

 * 

Quelle:

Stellungnahme vom 5. Oktober 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





AKTION/164: Berlin - Block für Grundrechte auf der #unteilbar-Demo am 13.10.2018


Digitalcourage

Block für Grundrechte auf der #unteilbar-Demo am 13.10.2018, Berlin:

Freiheit statt Angst - Stoppt die Polizeigesetze!



Digitalcourage organisiert den "Freiheit statt Angst"-Block für
Freiheitsrechte auf der #unteilbar-Demo am 13.10.2018 in Berlin.

padeluun: "Die Verschärfungen der Polizeigesetze bedrohen Rechtsstaat und
Rechtsempfinden".

Digitalcourage ist Teil des Demobündnisses #unteilbar. Dort organisiert der
Verein eine "Demo in der Demo" gegen den Abbau von Grundrechten durch die
Verschärfungen der Länderpolizeigesetze.

Dazu kommentiert Gründungsvorstand padeluun:

"Die Union und ihre Koalitionspartner versuchen mit ihren
Polizeigesetzverschärfungen kalkuliert das Grundgesetz zu unterminieren.
Dabei sind die Abwehrrechte gegen den Staat gerade das, was langfristig
Frieden und Sicherheit möglich macht. Die geforderten Maschinengewehre,
Staatstrojaner und eine uferlose Videoüberwachung dagegen sind Gift für
eine Demokratie."

In allen Verschärfungen der Länderpolizeigesetze sind umfangreiche
Überwachungsmaßnahmen vorgesehen, die teils die gesamte Bevölkerung
betreffen. Darüber hinaus bemängeln Vereine, Verbände und Jurist.innen in
ihren Stellungnahmen zu den Entwürfen unter anderem die fehlende Präzision
der Begriffe "drohende Gefahr" und "drohende terroristischen Gefahr". Diese
sollen den Polizeien Überwachungs- und Repressionsmaßnahmen ohne konkrete
Gefahr ermöglichen. Die Polizeiarbeit würde damit weit ins Vorfeld
verlagert. Expert.innen sehen dadurch essenzielle Prinzipien des
Rechtsstaats bedroht: die Unschuldsvermutung und die Gewaltenteilung.

"Wenn wir uns in einem Panoptikon wiederfinden, ist es zu spät", warnt
padeluun. "Die Abgeordneten in den Ländern müssen jetzt vom
Überwachungskurs abrücken. Sonst ist bald das Maß überschritten, das eine
Demokratie verträgt." Ganz grundsätzlich bezweifelt er die Notwendigkeit
von Gesetzesverschärfungen. "Lediglich das Kontaktverbot im Falle
häuslicher Gewalt halte ich - je nach Ausgestaltung - für sinnvoll."

Freiheit statt Angst - Stoppt die Polizeigesetze!

 und #unteilbar

 Samstag, 13. Oktober 2018, 13 Uhr,

 Berlin, Alexanderplatz

 https://freiheitstattangst.de/ #NoPolG #FSA

 https://www.unteilbar.org/ #unteilbar




Digitalcourage:

Digitalcourage setzt sich seit 1987 für Datenschutz und Bürgerrechte ein
und richtet seit 2000 die jährliche Verleihung der BigBrotherAwards aus.
2008 erhielt Digitalcourage die Theodor-Heuss-Medaille für besonderen
Einsatz für die Bürgerrechte.

 * 

Quelle

digitalcourage e.V.

Marktstraße 18, 33602 Bielefeld

Telefon: +49-521-1639-1639, Fax: +49-521-61172

E-Mail: mail@digitalcourage.de

Internet: www.digitalcourage.de
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AUSSICHTEN/8420: Und morgen, den 8. Oktober 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 08.10.2018 bis zum 09.10.2018 +++






[image: Jean-Luc 8420 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Sonnenschein und Wolkenfelder

und das erste Herbstlaub fällt,

kühle Brise wandelt Wälder,

Jean-Lucs bunte Abschiedswelt.
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/420: Manifest gegen Geo-Engineering veröffentlicht


Heinrich-Böll-Stiftung - Pressemitteilung vom 4. Oktober 2018

Internationale Zivilgesellschaft sagt Nein zu Geoengineering

"Hands off Mother Earth!"-Manifest veröffentlicht



Mehr als 100 zivilgesellschaftliche Organisationen und prominente
Umweltaktivistinnen und -aktivisten, darunter Friends of the Earth
International, La Via Campesina, Indigenous Environmental Network, Third
World Network und ETC Group haben sich heute in einem Manifest gegen die
Manipulation von Klima- und Erdsystemen mit unerprobten Technologien, das
sogenannte Geoengineering, ausgesprochen. Die Heinrich-Böll-Stiftung
unterstützt das heute veröffentlichte "Hands Off Mother Earth!?-Manifest.

Barbara Unmüßig, Vorstand der Heinrich-Böll-Stiftung, erklärt dazu:

"Die Begrenzung der globalen Erwärmung auf 1,5°C ist absolut notwendig und
machbar. Die Klimawissenschaft ist sich einig, dass der Wandel gelingen
kann, wenn wir jetzt die richtigen politischen Weichen stellen. Das heißt
vor allem: ein noch viel schnellerer Ausstieg aus Fossilen Energien - nicht
nur aus der Kohle, sondern auch aus Öl und Gas.

Handeln jetzt wird verhindern, dass neue und hochriskante Technologien an
Zuspruch gewinnen, die der Atmosphäre CO2 entziehen oder Sonnenlicht von
der Erde fernhalten sollen. Von diesen Geoengineering-Technologien
profitieren vor allem diejenigen, die auf einen Erhalt und Ausbau unserer
fossilen und extraktiven Wirtschaft und auf industrielle Landwirtschaft
setzen.

Wir kritisieren diese Technologiegläubigkeit schon lange. Deshalb begrüßen
wir es ausdrücklich, dass sich viele zentrale Akteurinnen und Akteure der
Zivilgesellschaft aus dem Globalen Norden und Süden gemeinsam und lautstark
mit einer klaren Botschaft in diese Debatte einmischen: Nein zu
Geoengineering und Ja zu gerechtem und wirksamem Klimaschutz."

Die Erklärung internationaler Organisationen erscheint parallel zur Sitzung
des Weltklimarates IPCC in Korea, auf der die Zusammenfassung des neuesten
IPCC-Berichts zur Begrenzung des weltweiten Temperaturanstiegs auf 1,5 Grad
debattiert wird. Der Bericht wird u.a. einige Technologien im Bereich
Geoengineering evaluieren und die Risiken beleuchten. In den letzten Jahren
haben insbesondere Länder und Unternehmen zur Erforschung von
Geoengineering gedrängt, die zu den weltweit größten Emittenten zählen.


Weitere Informationen:

Manifest im Original:

https://crm-gate.boell.de/crm/url.php?u=7051&qid=1363545

Hintergrundmaterialien der Heinrich-Böll-Stiftung zum Thema: Geoengineering
(in englischer Sprache):

https://crm-gate.boell.de/crm/url.php?u=7009&qid=1363545

Informationsportal der Zivilgesellschaft:

https://crm-gate.boell.de/crm/url.php?u=7010&qid=1363545

Kurzbriefing zum Thema Geoengineering (deutsch):

https://crm-gate.boell.de/crm/url.php?u=7011&qid=1363545

 * 

Quelle:

Heinrich-Böll-Stiftung e.V.

Schumannstraße 8, 10117 Berlin

Telefon: +49 (30) 285 34-0, Fax: +49 (30) 285 34-109

Email: info@boell.de

Internet: www.boell.de
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INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





REPORTAGE/527: WDR - Warum wählt der Finkenberg die AfD? 8.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Warum wählt der Finkenberg die AfD? - Unterwegs im Westen

Aus dem Alltag von Russlanddeutschen in einem Kölner Brennpunkt

Montag, 08.10.2018, 22.10 - 22.40 Uhr, WDR Fernsehen



Der Stadtteil Köln-Finkenberg ist ein Wohnviertel mit Problemen:
Vernachlässigte Häuser, hohe Arbeitslosigkeit, Kriminalität und Müll
auf den Straßen. Bei der Bundestagswahl hat die AfD hier in einem der
Wahlbezirke fast 25 Prozent der Zweitstimmen geholt.
In Finkenberg leben seit Mitte der 90er Jahre viele Russlanddeutsche.
Früher sei hier alles schöner, ruhiger, sauberer gewesen, sagen sie.
Sie ärgern sich über mangelnde Müllentsorgung und Sanierungsrückstand,
aber auch über die neu Zugewanderten: Die "Neuen" würden sich nicht
richtig anpassen. Dabei haben sie sich selbst in Finkenberg eine
kleine russische Heimat aufgebaut. Sie selbst fühlen sich als
Deutsche.

Olga zum Beispiel, von Beruf Werkzeugmacherin, ist vor 18 Jahren mit
ihrer Tochter nach Deutschland gekommen. "Ordnung, Disziplin und
Sauberkeit" sind für Olga sehr wichtig. Auch der Bestatter Artur
möchte, dass Regeln eingehalten werden. Er hat Sorge, dass der
Wohlstand nicht für alle reicht. Die beiden ärgern sich: Die "Neuen"
würden sich nicht richtig anpassen. Dabei haben sie sich selbst in
Finkenberg eine kleine russische Heimat aufgebaut.

Roman, Vorsitzender der Landsmannschaft der Deutschen aus Russland und
Streetworker, pendelt zwischen den Welten. Er versucht, Jugendliche
mit Migrationshintergrund von der Straße zu holen. Früher, sagt er,
waren es die russlanddeutschen Jugendlichen, die unter dem generellen
Verdacht standen, kriminell zu sein. Heute sind es die neu
Zugewanderten. Aber auch für sie ist "der Finkenberg" ihr Zuhause.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 5. Oktober 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





REPORTAGE/526: Das Erste - Schweig. Oder Stirb. Warum mussten zwei Journalisten sterben? 8.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Schweig. Oder stirb. Warum mussten zwei Journalisten
sterben?"

"Die Story im Ersten" geht Journalistenmorden auf Malta und in der
Slowakei nach

Ein Film von Jan Schmitt, Andreas Spinrath und Lena Kampf

Die Story im Ersten

08.10.2018, 22.45 - 23.30 Uhr | Das Erste



Am 16. Oktober 2017 explodiert auf Malta das Auto einer Journalistin.
Die Bombe tötet Daphne Caruana Galizia am helllichten Tag. Im Februar
2018 werden die Leichen eines jungen Paares gefunden. Der slowakische
Reporter Jan Kuciak und seine Verlobte wurden in ihrem Haus brutal
hingerichtet.

Die Dokumentation "Schweig. Oder stirb." aus der Reihe "Die Story im
Ersten" von Jan Schmitt, Andreas Spinrath und Lena Kampf (8.10.2018,
22.45 Uhr) ist ein Krimi, der die Morde bis ins Detail rekonstruiert,
ein Schlaglicht auf mögliche Motive wirft und die Recherchen der
Journalisten weiterverfolgt.

Caruana Galizia war die bekannteste Journalistin Maltas. Ihr Stil:
mutig, aber auch unerbittlich. Über Jahrzehnte prangerte sie
öffentlich Verfehlungen von Politikern und Wirtschaftslenkern an,
recherchierte jeder kleinsten Spur nach, pflegte ein Netz von
Informanten. Ihr Blog lehrte viele auf der Insel das Fürchten. Jan
Kuciak stand am Anfang seiner Karriere als Investigativ-Reporter. Auch
er recherchierte dort, wo Geschichten wehtun, bis in die höchsten
Kreise der Macht in der Slowakei. Geschichten, die viele wohl lieber
verhindert hätten.

Beide Morde haben zu Protesten geführt. Die europäische Öffentlichkeit
interessierte sich plötzlich für diese kleinen EU-Mitgliedsländer. Und
die Menschen stellten immer wieder dieselben Fragen: Warum mussten die
Journalisten sterben? Wer gab die Morde in Auftrag? Welche Gefahr geht
von den Morden für Europa aus?

Reporter von WDR, NDR und Süddeutscher Zeitung sind diesen Fragen
nachgegangen. Sie haben monatelang auf Malta, in der Slowakei und in
anderen europäischen Ländern recherchiert, mit Informanten gesprochen
und vertrauliche Dokumente gelesen. In langen, teils exklusiven
Gesprächen mit den Angehörigen rekonstruieren die Reporter das Leben
der getöteten Journalisten - und die Umstände der Morde. Kollegen von
Daphne Caruana Galizia und Jan Kuciak berichten über deren Arbeit und
Motivation.

Die Recherche zeigt, wie tief sich Korruption und Geldwäsche in
Staaten mitten in Europa gefressen haben. Am Ende entsteht ein Bild,
das genauer als jemals zuvor die Hintergründe der Taten beleuchtet.
Taten, die Europa erschüttert haben.

Unterstützt wurde das Team von Journalisten der Organisation
"Forbidden Stories". 45 Reporter von 18 Medien - darunter "The New
York Times", "The Guardian", "Reuters" und "France 2" - haben sich
zum #DaphneProject zusammengeschlossen, um die Recherchen der
getöteten Caruana Galizia fortzuführen. Neben WDR, NDR und
Süddeutscher Zeitung war in Deutschland auch DIE ZEIT beteiligt.

Redaktion: Petra Nagel, Monika Wagener (WDR), Stephan Wels (NDR)

 * 

Quelle:

Programmtip vom 1. Oktober 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1113: Deutschlandfunk Kultur - Vorschläge gegen die Macht der sozialen Medien, 8.10.18 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Regulieren - aber wie?

Vorschläge gegen die Macht der sozialen Medien

Von Matthias Martin Becker

Zeitfragen. Feature

Montag, 8. Oktober 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Spätestens seit dem Facebook-Datenskandal um Cambridge Analytica
betrachtet die Politik die sozialen Medien mit Misstrauen. Diese
Unternehmen stellen ein öffentliches Gut von überragender Bedeutung
bereit - eine Infrastruktur für die Alltagskommunikation und
politische Willensbildung. Sollen sie entscheiden, welche Haltungen
legitim sind, was anstößig oder obszön ist, was rassistisch oder
extrem? Ihre unternehmerischen Entscheidungen haben enormes Gewicht.
Es gibt konkrete Vorschläge, um die Macht der sozialen Medien
einzuhegen. Worum geht es genau, welche Interessen werden bedient und
lassen sich weltumspannende Konzerne überhaupt regulieren?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1817: Deutschlandfunk Kultur - "Schwarze Vögel" von Gunnar Gunnarsson, 8.10.18 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Schwarze Vögel

Kriminalhörspiel nach dem Roman von Gunnar Gunnarsson

Regie: Judith Lorentz

DKultur 2013/56'21

Kriminalhörspiel

Montag, 8. Oktober 2018, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Island 1802: Der Bauer Bjarni verliert zwei seiner Söhne und muss die
Hälfte seines Gehöfts an Jon verpachten. Der gut aussehende Bjarni ist
mit der kranken Gudrun verheiratet. Sein griesgrämiger Pächter Jon
lebt mit der schönen Steinunn zusammen. Als Gudrun stirbt und Jon von
den Klippen stürzt, machen im Dorf Gerüchte die Runde. Bald muss sich
das Paar einem Prozess stellen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MUSIK/2718: Deutschlandfunk - Gesprächskonzerte 'musica reanimata', 8.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Gesprächskonzerte 'musica reanimata'

Bereicherung für Amerika: Guillermo Graetzer und Samuel Adler

Aufnahmen der Gesprächskonzerte vom 3.5. und 21.6.2018 aus dem
Konzerthaus Berlin

Musik-Panorama

Montag, 8. Oktober 2018, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Wilhelm Grätzer (1914-1993), der sich in Argentinien Guillermo
Graetzer nannte, hatte bei Ernst Lothar, Paul Hindemith und Hans
Boettcher in Berlin und bei Schönbergs Schüler Paul Amadeus Pisk in
Wien studiert. Ende 1938 flohen seine Eltern mit ihm nach Buenos
Aires, wo er später als Pädagoge und Komponist einflussreich war.
Samuel Adler, 1928 als Sohn eines Mannheimer Kantors geboren, gelangte
1938 in die Vereinigten Staaten. Als Soldat kehrte er 1951 nach
Deutschland zurück und gründete dort das 7th Army Symphony Orchestra,
das mit Konzerten erfolgreich zur deutsch-amerikanischen Verständigung
beitrug.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8847: Aus aller Welt - 07.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Parlament in Teheran verabschiedet Gesetz gegen Terrorfinanzierung

Nach monatelangen Debatten ist das iranische Parlament am Sonntag dem
internationalen Anti-Terrorfinanzierungspakt CFT (Combating the
Financing of Terrorism) beigetreten. Nach Informationen der
Nachrichtenagentur IRNA stimmten 143 Abgeordnete für und
120 gegen das Gesetz. Damit soll erreicht werden, daß der Iran von
der schwarzen Liste der Terrorförderstaaten gestrichen wird und der
UN-Konvention gegen die Finanzierung von Terrorismus beitreten kann.
Das Gesetz benötigt noch die Zustimmung des 12köpfigen Wächterrats.

7. Oktober 2018
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JUSTIZ/8847: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polizei erschießt Obdachlosen in Bad Oldesloe

Ein junger Mann ist am Sonntagvormittag während eines
Polizeieinsatzes in Bad Oldesloe (Kreis Stormarn) von Beamten
erschossen worden. Bei dem Opfer soll es sich um einen 22 Jahre alten
Obdachlosen handeln. Die Hintergründe sind noch völlig unklar. Ein
Sprecher der Staatsanwaltschaft Lübeck bestätigte heute lediglich den
Tod eines jungen Mannes.

7. Oktober 2018
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MILITÄR/8844: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Syrien: Rebellengruppen ziehen schwere Waffen aus Pufferzone ab

In der syrischen Provinz Idlib haben Teile des Rebellenbündnisses
Nationale Befreiungsfront (NLF) mit dem Abzug schwerer Waffen aus der
sogenannten Deeskalationszone, eines rund 20 Kilometer breiten
Gebiets an der Berührungslinie zwischen den syrischen
Regierungstruppen und der bewaffneten Opposition, begonnen. Wie die
von der Türkei unterstützten Rebellen berichteten, werden Granat- und
Raketenwerfer aus der Pufferzone weggeschafft. Leichte und
mittelschwere Waffen sollen weiterhin vor Ort bleiben. Vertreter der
Oppositionskräfte würden sich zudem an den Patrouillien des
türkischen Militärs in der Zone beteiligen.

7. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8846: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kramp-Karrenbauer: Erdogan spaltet türkische Gemeinde

CDU-Generalsekretärin Annegret Kramp-Karrenbauer übte scharfe Kritik
an dem türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan, dem sie eine
Beeinflussung der türkischstämmigen Bevölkerung in Deutschland
vorwarf. Erdogan nehme sie in Geiselhaft für seine Politik in der
Türkei und trenne sie vom deutschen Gemeinwesen, sagte die
Politikerin auf dem Deutschlandtag der Jungen Union in Kiel. Sollte
Erdogan weiter versuchen, die türkische Gemeinde in Deutschland zu
spalten, müsse das Thema Doppelpaß wieder auf die Tagesordnung.

7. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8845: Tragisches und Kurioses - 07.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Erdbeben der Stärke 5,9 erschüttert Haiti

Ein Erdbeben hat im Nordwesten des armen Karibikstaats mindestens
elf Menschenleben gefordert. Allein in der Stadt Port-de-Paix seien
etwa 100 Verletze in Krankenhäuser gebracht worden, berichtete die
Zeitung Le Nouvelliste. Präsident Jovenel Moise rief die Bevölkerung
über Twitter auf, Ruhe zu bewahren. Rettungskräfte seien bereits
unterwegs. Haiti leidet noch immer unter den Folgen des verheerenden
Erdbebens von 2010, bei dem mehr als 200.000 Menschen starben. Etwa 
1,2 Millionen Haitianer wurden obdachlos, von ihnen leben immer noch
Tausende in Notunterkünften.
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WISSENSCHAFT/7930: Aus Forschung und Technik - 07.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Saturns Ringe im Auflösungsprozeß

Das in der Äquatorebene des Planeten Saturn befindliche Ringsystem
könnte in naher Zukunft verschwinden. Wie die letzten Messungen der
NASA-Raumsonde Cassini zeigen, werden zumindest aus den inneren
Ringen des Gasriesen neben Wasserstoff und Helium auch
Kohlenstoffmonoxid, Methangas, Stickstoff und organische Molekülreste
sowie Wassereis und Silikate ausgeschieden und rieseln auf den Planeten
nieder. Wie lange dieser Abbauprozeß dauern wird, läßt sich
anhand der vorliegenden Meßergebnisse nicht genau vorhersagen. Wie
Thomas Cravens und seine Kollegen von der University of Kansas in der
Fachzeitschrift Science berichten, dürfte der ständige Materialregen
auch langfristige Auswirkungen auf die Gashülle des Saturns haben.
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AUSLAND/7943: Aus aller Welt - 07.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Kein Partner für Wahlsieger in Lettland

Bei der Parlamentswahl in Lettland hat die sozialdemokratische Partei
Harmonie zum drittenmal die Mehrheit errungen. Die Chance der Partei
mit ihrem russischstämmigen Spitzenkandiaten Vjaceslavs Dombrovskis,
die Regierung zu stellen, ist auch in dieser Wahlperiode gering.
Harmonie kam laut Wahlkommission nach Auszählung von 90 Prozent der
Stimmen auf 19,9 Prozent. Im Wahlkampf hatte die Partei eine Erhöhung
der Sozialleistungen versprochen und sich für die Überwindung der
Spaltung des Landes in lettisch- und russischstämmige Bürger
eingesetzt.

Die 2016 von dem Schauspieler und Radiomoderator Artuss Kaimins
gegründete Anti-Establishment-Partei KPV LV (Wem gehört der Staat
Lettland?) kam aus dem Stand auf knapp 14,1 Prozent. Die KPV LV ist
die einzige Partei, die ein Bündnis mit Harmonie nicht ausgeschlossen
hat.

Die 2014 gegründete Neue Konservative Partei (JKP) des ehemaligen
Justizministers Janis Bordans erzielte 13,6 Prozent der Stimmen und
hat Chancen, eine Regierungskoalition zu bilden.

Auf die liberale und prowestliche Partei Entwicklung (FOR) entfielen
zwölf Prozent und auf die rechtsgerichtete, bislang der
Regierungskoalition angehörende Nationale Allianz elf Prozent der
Stimmen.

Die Partei ZZS (Union der Grünen und Bauern) von Ministerpräsident
Maris Kucinskis hat fast die Hälfte ihrer Stimmen verloren. Für sie
votierten nicht einmal zehn Prozent der Wähler.

Die Mitte-rechts-Partei Neue Einheit, die ebenfalls der
Regierungskoalition angehörte, zieht mit 6,7 Prozent der Stimmen
erneut in die Volksvertretung Saeima ein.

Von den rund 1,5 Millionen Wahlberechtigten Letten hatten sich knapp
55 Prozent an dem Urnengang beteiligt.
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GESUNDHEIT/7902: Medizin und Gesundheitswesen - 07.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Nur noch jeder fünfte Bundesbürger raucht

Der Kampf gegen das Rauchen macht große Fortschritte, ist aber noch
längst nicht gewonnen. So bezeichnen sich rund 14 Prozent der
Bundesbürger als ständige Raucher, weitere 7 Prozent nennen sich
Gelegenheitsraucher. Knapp 80 Prozent der Befragten sind nach eigenen
Angaben Nichtraucher, die meisten von ihnen stammen aus der
Altersgruppe der 14- bis 29jährigen. Das ergab laut dpa eine
Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Forsa.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7931: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Irans Parlament verabschiedet Gesetz gegen Terrorismusfinanzierung

Das Parlament in Teheran hat am Sonntag mehrheitlich ein Gesetz gegen
Finanzdienstleistungen für Terrorismus verabschiedet. Die staatliche
Nachrichtenagentur IRNA berichtete, die Islamische Republik solle
nicht mehr als Land geführt werden, dessen Regeln zur Bekämpfung von
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung nicht internationalen
Standards entsprächen. Das neue Gesetz ist die Voraussetzung dafür,
daß der Iran der Uno-Konvention gegen die Finanzierung von
Terrorismus beitreten kann. Eventuell kann Teheran damit das von den
USA einseitig aufgekündigte internationale Atomabkommen retten. Der
Gesetzentwurf der iranischen Regierung entspricht einem der vier
Vorschläge der international unterstützten, 1989 gegründeten
Financial Action Task Force (FATF). Die Novelle muß noch den
Wächterrat passieren, der sie bislang abgelehnt hat. Zwei weitere
Gesetzentwürfe gegen Geldwäsche und organisierte Kriminalität liegen
dem Gremium ebenfalls zur Entscheidung vor.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7854: Sprache, Kunst und Medium - 07.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Banksy-Aktion sorgt bei Sotheby's für Verwirrung

Kurz nach dem Verkauf eines Bildes des Street-Art-Künstlers Banksy,
dessen Identität angeblich immer noch nicht gelüftet werden konnte,
hat es sich bei einer von Sotheby's veranstalteten Versteigerung in
London scheinbar selbst zerstört. Zuvor war es mit zirka 1,04 Mio.
Pfund (1,2 Mio. Euro) zum dreifachen des Schätzwerts an einen
telefonischen Bieter gegangen.

Wie das Auktionshaus bestätigte, lief das Bild nach dem Ertönen eines
Alarmsignals plötzlich vor den Augen des ungläubigen Publikums durch
einen im unteren Teil des Rahmens verborgenen Schredder, der etwa die
Hälfte des auf Leinwand gesprühten Bildes "Girl with a Balloon" in
Streifen schnitt. Banksy selbst teilte später eine Abbildung der Szene
auf der Plattform Instagram.

Laut ARD Tagesschau bezeichnete Sotheby's den Vorfall als unerwartet.
Inzwischen stellt sich allerdings die Frage, ob die Manipulation ohne
das Wissen des Auktionshauses überhaupt machbar gewesen wäre.
Auffällig ist der wuchtige Holzrahmen, in den Banksy den Schredder
bereits vor Jahren eingelassen haben will. Merkwürdigerweise war es
auch der letzte Aufruf der Auktion und damit sozusagen krönender
Abschluß, ohne den Verkauf der übrigen Kunstwerke zu stören.

Man sollte meinen, daß das Aktionshaus und der Käufer empört auf
diesen vermeintlichen Streich reagieren würden. Das scheint aber nicht
der Fall zu sein. Das "Balloon"-Motiv, das Banksy schon öfter variiert
hat, könnte wegen der besonderen Umstände auf dem Kunstmarkt sogar
erheblich an Wert zugelegt haben, wie die Fachzeitschrift The Art
Newspaper zu Bedenken gibt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7921: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.10.2018 (SB)




VOM TAGE



F-16 begleiten Passagiermaschine nach Schiphol

Ein Passagierflugzeug Airbus A330-200 der KLM ist auf dem Flug von
Abu Dhabi nach Amsterdam von zwei F-16-Kampfjets der Royal
Netherlands Air Force bis zur Landung auf dem Flughafen Schiphol
begleitet worden. Die Kampfflugzeuge waren aufgestiegen, als Probleme
aus der KLM-Maschine gemeldet wurden. Dort hatte ein aus den USA
stammender Fluggast randaliert. Es war zu einer Rangelei mit
Crew-Mitgliedern und anderen Passagieren gekommen. Die Cockpit-Crew
hatte nach Angaben einer Sprecherin von KLM nicht um die militärische
Unterstützung gebeten. Die F-16 starteten auf Veranlassung durch die
Europäische Luftsicherheitsorganisation Eurocontrol. Die Crew hatte
bei der Flugsicherung um Erlaubnis angefragt, eine kürzere Route nach
Schiphol zu fliegen, um schneller landen zu können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7935: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Spenden gegen Hunger in der Welt lohnen sich

Bundespräsident Steinmeier ruft zum Auftakt der Woche der
Welthungerhilfe die Bundesbürger zu mehr Mitmenschlichkeit und
Spenden für die Hungernden und Armen in der Welt auf. Als Schirmherr
der privaten Deutschen Welthungerhilfe spricht der Bundespräsident in
seiner für die Abendaussendung bei ARD und ZDF vorgesehenen Rede von
Dürren und extremem Wetter, das vor allem die sowieso schon
benachteiligten Menschen in Afrika und Asien träfe. Wir alle hätten
die heißen Sommerwochen in Deutschland noch in Erinnerung, sagt
Steinmeier. Auch wir in Deutschland profitierten davon, wenn sich die
wirtschaftlichen Bedingungen in anderen Weltgegenden verbesserten,
wenn Kinder gesünder aufwüchsen, mehr Mädchen die Schule besuchten
und die lokale Landwirtschaft mehr Menschen versorgen könne. 2017
haben die Vereinten Nationen 821 Millionen chronisch unterernährte
Menschen gezählt. Seit drei Jahren steigt deren Zahl.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7904: Tragisches und Kurioses - 07.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Wehmütiger Abschied von Tokios größtem Fischmarkt

Obwohl mehr als 80 Prozent der Fisch- und anderen Händler sowie der
Betreiber der umliegenden Restaurants sowie deren Kunden dagegen sind,
zieht der berühmte Tsukiji-Fischmarkt in Tokio vom Stadtteil Ginza
gegenwärtig in einen hochmodernen Komplex um, der auf einer
künstlichen Insel im Stadtteil Toyosu errichtet wurde.

Wie die Deutsche Welle berichtete, führt die Stadtverwaltung die
Rattenplage als Grund für den Wegzug von dem 23 Hektar großen
Marktgelände. Der sollte allerdings schon vor zwei Jahren über die
Bühne gegangen sein. Es hatte sich aber gezeigt, daß der Untergrund am
zukünftigen Standort dermaßen durch Umweltgifte wie Benzol, Arsen und
andere Schwermetalle verseucht war, daß die Regierung erstmal sanieren
mußte.

Nun hat der von Tokios Bewohnern so geliebte Markt nach 83 Jahren den
Betrieb eingestellt. Ab 11. Oktober werden die rund 900 Händler, die
täglich 480 Arten von Meerestieren im Wert von zwölf Millionen Euro
verkaufen, die Geschäfte am neuen Standort aufnehmen und rund 1700
Tonnen Fisch und Meerestiere täglich umschlagen.

Die alten Hallen sollen abgerissen werden und Platz für die
Olympischen Spiele 2020 Platz schaffen sowie für neue Luxuswohnungen
und breite Straßen. Bevor es so weit ist, soll ein Heer von
Kammerjägern den zurückbleibenden Ratten mit 40.000 Klebefallen und
300 Kilogramm Gift an den Kragen gehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7932: Arbeit, Soziales und Familie - 07.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Großkundgebung am Hambacher Forst

Bei der Großdemonstration am Samstag beim Hambacher Forst zählten die
Veranstalter 50.000 Teilnehmer und Teilnehmerinnen. Die Autobahn A4
und der Bahnhof Buir wurden wegen der vielen Anreisenden zeitweilig
gesperrt. Mehrere Umweltorganisationen wie Greenpeace und BUND hatten
zu der Demonstration aufgerufen. Die Wiese für die bunte
Standkundgebung hatte der Energiekonzern RWE bereitgestellt. Mehrere
Tausend Demonstranten marschierten von dort aus in den Wald.
Aktivisten der Bewegung "Ende Gelände" hängten eine Linie bildende,
rote Hängematten auf.

Der Wald war in den vergangenen Wochen von Baumhäusern und
Einrichtungen von Umweltschützern geräumt worden. Am Samstag wurden
erneut Barrikaden errichtet, und Material für neue Baumhäuser wurde
herangeschafft. "Ende Gelände" hatte dazu aufgerufen. Rund 100
Demonstranten drangen am Nachmittag trotz absoluten Betretungsverbots
für Betriebsfremde in den Braunkohletagebau Hambach vor.

Für Sonntagmittag organisierte das Aktionsbündnis "Hambi bleibt"
einen Waldspaziergang, an dem sich deutlich über 1000 Menschen
beteiligten. Um den Wald zu schonen, blieben sie auf den Wegen. RWE
soll eine bislang für Demonstranten und Aktivisten gesperrte
Werksstraße freigegeben haben.

Am Freitag hatte das Verwaltungsgericht Aachen kurzfristig die
Demonstration genehmigt, die zuvor von Polizei aus Sicherheitsgründen
verboten worden war. Zuvor hatte das Oberverwaltungsgericht Münster
einen vorläufigen Rodungsstopp für den Wald verhängt.
Nordrhein-Westfalens Innenminister Reul kündigte für Montag den Abzug
der Polizei aus dem Forst an. RWE hatte in wenigen Tagen mit
Baumfällarbeiten im Hambacher Forst beginnen wollen, um Platz für den
weiteren Abbau von Braunkohle zu gewinnen. Der Energiekonzern wird
sein Vorhaben voraussichtlich mehrere Jahre aufschieben müssen.
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UMWELT/7913: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Zahl der Toten auf Sulawesi steigt immer höher

Schon die Zahl von 1763 bestätigter Todesopfer, die Erdbeben und
Tsunami auf der indonesischen Insel Sulawesi gefordert haben, sind
eine Katastrophe. Und offenbar sind diese Zahlen nur die Spitze des
Eisberges. Wie dpa gerade meldete, ist der Verbleib von 5000 Menschen
in der Stadt Palu ungeklärt. Je mehr Zeit verstreicht, desto geringer
wird die Chance, daß sie in dem Chaos Menschen noch lebend
geborgen werden können. Gleichzeitig steigt die Gefahr von Seuchen.
Denn ein Großteil der Trinkwasser- und Abwassersysteme auf Sulawesi
sind zerstört. Über 190.000 Menschen sind nach UN-Schätzungen
mindestens für die nächsten drei Monate auf Hilfe angewiesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7920: Märkte und Finanzen - 07.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Lukoil zieht sich aus dem Iran-Geschäft zurück

Der russische Öl- und Gaskonzern Lukoil hat sein Geschäft im Iran
eingestellt. Rußlands Branchenführer reagiert damit auf die von den
USA gegen die Islamische Republik verhängten Sanktionen, die am 5.
November in Kraft treten werden. Der Lukoil-Chef Alekperow will die
mit den Sanktionen verbundenen Risiken nicht eingehen und keinerlei
internationale Beschränkungen verletzen. Mit dem internationalen
Atomabkommen waren die Wirtschaftssanktionen gegen den Iran
aufgehoben worden. Im Januar 2016 unterzeichnete Lukoil ein
Explorationsabkommen für Ölfelder im Iran im Umfang von sechs
Millionen US-Dollar. Die Regierung von US-Präsident Trump kündigte im
Dezember das Atomabkommen auf und verhängte erneut Sanktionen gegen
den Iran, die nach und nach in Kraft treten.
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WISSENSCHAFT/7936: Aus Forschung und Technik - 07.10.2018 (SB)




VOM TAGE



32 Millionen Android-Smartphones bald ohne Google Chrome

Google erhöht den Druck auf Android-Nutzer, auf neuere Versionen des
Betriebssystems zu setzen. Wie curved in seiner Online-Ausgabe
meldete, kündigte das Unternehmen an, in Zukunft mit dem Browser
Google Chrome nicht mehr Android 4.1 Jellybean unterstützen zu
wollen. Wer also weiter auf den sehr beleibten Browser nicht
verzichten will, benötigt mindestens Android 4,4 KitKat. Nach den vor
kurzem veröffentlichten Zahlen läuft Jellybean immer hoch auf 3,2
Prozent aller Android-Geräte weltweit, das entspricht in etwa 32
Millionen Geräten. Das Problem dabei ist, da es sich bei ihnen meist
um eher ältere Smartphones oder Tablets handelt und viele Hersteller
nicht mehr für alle Geräte entsprechende Aktualisierungen
bereitstellen, werden die Besitzer vor der Wahl stehen, entweder sich
ein neueres Smartphone zu besorgen oder künftig auf die Nutzung von
Google Chrome verzichten zu müssen.
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JUSTIZ/703: London - Tendenz Polizeistaatlichkeit ... (SB)


London - Tendenz Polizeistaatlichkeit ...



In Großbritannien bläst den Menschenrechts- und Umweltaktivisten ein
ganz rauher Wind ins Gericht. Mit immer rabiateren Polizeimethoden und
unnachgiebiger juristischer Verfolgung will der Staat jeden Widerstand
gegen seine umstrittenen Entscheidungen brechen und den Bürgern -
genaugenommen handelt es sich allesamt um Untertanen des Königshauses
Windsor - jeden Gedanken an zivilem Ungehorsam austreiben. In den
höchsten britischen Politkreisen wird sogar offen der Austritt des
Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Menschenrechtskonvention
befürwortet.

Am 26. September hat ein Gericht im nordwestenglischen Preston vier
Umweltaktivisten, die im Juli 2017 im Rahmen einer Protestaktion auf
Lastwagen stiegen und somit für mehrere Tage die Belieferung der
ersten Fracking-Bohrstelle in Großbritannien mit Ausrüstung
verhinderten, wegen "Erregung öffentlichen Ärgernisses" zu eineinhalb
Jahren bzw. einem Jahr Freiheitsstrafe verurteilt. Das
Fracking-Vorhaben des Privatunternehmens Quadrilla bei Preston ist
hoch umstritten. Ursprünglich hatte der Kommunalrat der Grafschaft
Lancashire den Antrag der Firma, bei Preston Fracking nach Schiefergas
durchzuführen, unter anderem wegen der von den eingesetzten
Chemikalien ausgehenden Gefahr für das Grundwasser sowie des Risikos
einer erhöhten Erdbebenaktivität abgelehnt. Doch nachdem die
Quadrilla-Eigentümer und die britische Energielobby auf die
konservative Zentralregierung um Premierminister David Cameron Druck
ausgeübt hatten, überging London 2016 die Lokalbehörden und erteilte
die Fracking-Genehmigung.

In der gesamten britischen Umweltschutzszene hat der Ukas aus der
Themse-Hauptstadt große Empörung ausgelöst. In Lancashire selbst
empfindet die Mehrheit der Menschen, daß ihre natürliche Umgebung und
ihre Gesundheit den Profitinteressen Quadrillas und der Energie-Lobby
geopfert wird. Vor diesem Hintergrund wundert es nicht, daß in den
letzten zwei Jahren bei Protesten vor dem Fracking-Areal mehr als 300
Menschen von der Polizei festgenommen worden sind. Der Richter beim
jüngsten Prozeß, Robert Altham, hat deshalb so schwere Strafen
verhängt, weil, wie er es in seiner Begründung formulierte, die
Verurteilten ihr Handeln für rechtens hielten und nicht die geringste
Reue zeigten. Die vier Männer, ein 31jähriger Schullehrer aus Devon,
ein 26jähriger Bodenwissenschaftler aus Sheffield, ein 36jähriger
Klavierrestaurateur aus London und ein 47jähriger Aktivist aus
Torquay, die einen großen Unterstützerkreis hinter sich wissen, haben
Widerspruch gegen das Urteil eingelegt und einen Revisionsprozeß
beantragt.

Weitaus größeren Ärger haben sich die fünfzehn
Menschenrechtsaktivisten eingehandelt, die sich in der Nacht des 28.
März 2017 Zugang zum Rollfeld des Londoner Flughafens Stansted
verschafft und um eine Boeing 767 herum aneinandergekettet haben, um
eine Massenabschiebung mehrerer "illegaler" Einwanderer aus Ghana,
Nigeria und Sierra Leone durch das britische Innenministerium zu
verhindern. Die Aktivisten hielten Transparente mit der Aufschrift "No
one is illegal" hoch, und ihre Aktion blockierte den regulären Betrieb
in Sansted um mehr als eine Stunde. Abflüge litten unter Verspätungen.
Mehrere Passagiermaschinen, die sich bereits im Anflug auf Stansted
befanden, mußten auf andere Londoner Flughäfen umdirigiert werden. Es
dauerte bis acht Uhr morgens, ehe die Polizei alle Aktivisten
voneinander getrennt und weggebracht hatte.

Die Beteiligten der spektakulären Aktion stehen nun alle vor Gericht.
Der Prozeß hat am 2. Oktober vor dem Chelmsford Crown Court begonnen
und soll acht Wochen dauern. Wegen des Eingriffs in den
internationalen Flugverkehr wird den Angeklagten im Alter zwischen 27
und 44 Jahren "Terrorismus" vorgeworfen. Ihnen droht lebenslange Haft.
Alle fünfzehn Aktivisten plädieren auf nicht schuldig. Die
Menschenrechtsorganisation Amnesty International nimmt als
Beobachterin am Prozeß teil. Deren Leiterin, Kate Allen, hat das
Vorgehen der Justizbehörden gegen die "Stansted 15" als "mit Kanonen
auf Spatzen schießen" bezeichnet.

Leider tritt in Großbritannien der Polizeistaat immer offener in
Erscheinung. Aktuell finden auf der Insel zwei große Untersuchungen
statt, die erhebliche Zweifel an dem rechtsstaatlichen Verständnis der
britischen Behörden aufkommen lassen. Bei der einen Untersuchung soll
geklärt werden, wie die Londoner Polizei und das britische
Innenministerium zulassen konnten, daß verdeckte männliche Ermittler
in der Umwelt- und Tierrechtsszene Liebesbeziehungen zu Aktivistinnen
aufnehmen und diesen teilweise über Jahre eine echte Partnerschaft
vorgaukeln konnten. Insgesamt zwölf Frauen haben wegen derlei
Praktiken Anzeige erstattet. Sie verlangen nicht nur Aufklärung,
sondern auch finanzielle Entschädigung. Mehrere Prozesse, die zu
diesem Komplex gehören, laufen derzeit.

Vor dem Investigatory Powers Tribunal versuchen zudem zwei
Menschenrechtsorganisationen aus Großbritannien, Reprieve und Privacy
International, sowie zwei aus Nordirland, das Pat Finucane Centre und
das Committee on the Administration of Justice, Licht in die bislang
geheimen Praktiken des Innenministeriums sowie dessen Geheimdienst MI5
zu bringen. Das Pat Finucane Centre ist nach einem Anwalt in Belfast
genannt, der 1989 in der eigenen Küche vor den Augen seiner Frau und
vier Kinder von zwei maskierten loyalistischen Paramilitärs erschossen
wurde. Finucane war als Menschenrechtsanwalt, der immer wieder
IRA-Mitglieder vor Gericht vertreten hatte, den Behörden in Belfast
und London ein Dorn im Auge. Später stellte sich heraus, daß seine
Mörder vor und nach der Tat Hilfe vom britischen Militärgeheimdienst
erhalten hatten, wofür sich später Premierminister Cameron bei der
Finucane-Familie entschuldigen mußte.

Bei der jüngsten Anhörung des Investigatory Powers Tribunal kam
heraus, daß MI5-Offiziere auf der Basis bislang geheimer Vorschriften
Verbrechen begehen dürfen, ohne sich dabei strafbar zu machen. Dies
berichtete am 4. Oktober der Geheimdienstexperte Ian Cobain in der
Zeitung Middle East Eye. Die sonderbare Praxis, deren Rechtmäßigkeit
angezweifelt werden kann, existiert angeblich seit Jahrzehnten. In
ihrer jüngsten Form heißt sie seit 2014 "Third Direction". Damals
wurde sie von Cameron als Premierminister schriftlich abgesegnet. 2017
hat Camerons Nachfolgerin Theresa May die Praxis verlängert.

Die heutige Regierungschefin und Tory-Vorsitzende steht an der Spitze
derjenigen Politiker in Großbritannien, die für einen Austritt des
Landes aus der Europäischen Menschenrechtskonvention eintreten. Als
Innenministerin Camerons hatte May eine schwere Niederlage erlitten,
als 2012 der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Strasbourg
die Ausweisung des mutmaßlichen islamistischen "Terroristen" Abu
Qatada nach Jordanien blockierte. Die Aufregung um dieses Urteil,
besonders die Hetze, welche die britische Boulevardpresse darum
entfaltete, hat nicht unwesentlich zur Anti-EU-Stimmung in
Großbritannien und schließlich zur Mehrheit für Ja beim
Brexit-Referendum im Juni 2016 beigetragen. Dabei ist der EGMR gar
keine EU-Institution, sondern hängt mit dem Europarat zusammen, der
1949 gegründet wurde und dem 47 Staaten, darunter Rußland und die
Türkei, angehören.
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2288: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 9. bis 11. Oktober 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 41. Kalenderwoche



Dienstag, 9. Oktober 2018, 10:00 bis 12:00 Uhr



Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Aktuelles aus der Raumfahrttechnik 

Referent: Prof. Dr. Ing. Klaus Brieß (Leiter des Fachgebietes
Raumfahrttechnik am Institut für Luft- und Raumfahrt der Technischen
Universität Berlin)

Moderation: Dr. Siegfried Wein

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 9. Oktober 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr


Forum Wirtschafts- und Sozialpolitik

Impressionen aus China - Aktuelle Entwicklungen nach dem 18. Parteitag der
KPCh

Referenten: Dr. Axel Troost (Stellvertretender Vorsitzender der Partei DIE
LINKE) und Lutz Pohle (ehem. Leiter des Auslandsbüros der RLS in
China)

Moderation: Prof. Klaus Steinitz

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Mittwoch, 10. Oktober 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr


Internationale Politik

Der Landeshauptmann und die Linkskurve von Lambichl

Ein Abend über Kärnten 10 Jahre nach Haider, den Rechtsruck in Österreich
und die wunderbaren Menschen dort

Referent: Dr. Karsten Krampitz (Historiker, Publizist, ehemaliger
Stadtschreiber von Klagenfurt)

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Donnerstag, 11. Oktober 2018, 18:30 bis 21:00 Uhr


Politik und Kultur

"Dir, Freie Deutsche Jugend, übergeben wir heute diese unsere
Lieder ..."

27. Mai 1950: Uraufführung von Eislers/Bechers Zyklus "Neue Deutsche
Volkslieder"

Referent: Prof. Jürgen Schebera

Moderation: Dr. Carola Schramm 

Kooperationspartner: Ernst Busch - Gesellschaft e.V. Berlin

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

 * 

PUBLIKATIONEN

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 218: Vom mühseligen Suchen und glückhaften Finden (Teil IV)

In memoriam Prof. Dr. Heinrich Gemkow (26. Juni 1928 - 15. August 2017)
Berlin 2018, 48 Seiten

INHALT

* Walter Schmidt: Kolloquium zum 90. Geburtstag Heinrich Gemkows am 26.
Juni 2018. Eröffnung

* Dagmar Goldbeck: Das Dokumentarstück "Salut an alle. Marx" und Heinrich
Gemkow, mit Anhang von Dagmar Goldbeck / Rolf Hecker: Salut an alle, Marx
Bekenntnisse

* Rolf Hecker: Das Marx-Engels-Forum in der Mitte Berlins: Zur
Entstehungsgeschichte und zum politischen Auftrag für Heinrich Gemkow, mit
Anhang: Übersicht über Marx-, Engels- und Marx/Engels-Denkmäler

* François Melis: Marx- und Engels-Holzstiche von Heinrich Scheu

* Martin Hundt: Auch ein Marx/Engels-Forscher. Ein paar Worte über Helmut
Hirsch (1907-2009)

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Oktober 2018 
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06708: Tage, die man verabscheut (SB)


Salo Flohr hatte seine Stellung in Grund und Boden gespielt. Solche
Tage gibt es in jeder Großmeisterkarriere, wo einem nichts gelingen
will, wo die Gedanken auf allzu fernen Planetenbahnen kreisen und der
Gegner leichtes Spiel hat. Da möchte man sich am liebsten selbst den
Dispens erteilen und sich ins Bett zurückbefehlen. Aber es hilft
nichts, die Partie muß zu Ende gespielt werden trotz aller
Unpäßlichkeit und rumorender Gefühle. Alexander Aljechin hingegen war
in bester Spiellaune. Ohne große Mühe baute er seine Stellung aus,
sammelte positionelle Vorteile, als hieße es, einen reifen Apfelbaum
zu schütteln und nach gerade einmal 27 Zügen stand er auf Gewinn. Da
erspähte er eine kombinatorische Siegesmöglichkeit und zog nun 28.e4-
e5! Notgedrungen hätte Flohr seine Stellung mit 28...d6xe5 weiter
verschlechtern müssen. Alles in ihm sträubte sich gegen diesen Tag,
gegen diese Partie, überhaupt gegen alles, und so erwiderte er ohne
allzu tiefen Blick 28...f6-f5? Von seiner Unlust sollte Flohr rasch
kuriert werden im heutigen Rätsel der Sphinx, denn nach Aljechins
nächstem Zug wurde es wirklich zappenduster um Flohr, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06708: Tage, die man verabscheut (SB)]



Aljechin - Flohr

Bled 1931


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Blitz und Donner, ja, das waren die Elemente, die Eric Lobron aufs
Brett schleuderte, als er mit 1...Te8xe2!! 2.Tf2xe2 Lg4-d4+ 3.Te2-f2 -
3.Kg1-h1 Dd7-h3+ oder 3.Tf1-f2 Dd7-g4+ 4.Kg1-f1 Dg4-h3+ 5.Kf1-e1 Dh3-
h1+ 6.Tf2-f1 Dh1xh4+ 7.Te2-f2 Td3-f3 - 3...Dd7-g4+ 4.Kg1-h1 Dg4-h3+
5.Kh1-g1 Ld4xf2+ 6.Tf1xf2 - 6.Kg1xf2 Dh3-f3+ 7.Kf2-g1 Df3-g4+ 8.Kg1-f2
Td3-d4 - 6...Dh3-g4+! 7.Kg1-h1 Dg4xh4+! 8.Kh1-g1 - 8.Tf2-h2 Dh4-e1+
9.Kh1-g2 De1-e2+ - 8...Dh4-g4+! 9.Kg1-h1 Td3-h3+! 10.Tf2-h2 Th3xh2+
11.Kh1xh2 g6-g5 am Ende der Kombination ein leicht zu gewinnendes
Endspiel erhielt. Sein Kontrahent stand wohl zu sehr unter Schock, um
die Worte 'ich gebe auf' zu finden. Daher quälte er sich gut ein
Dutzend Züge weiter: 12.Dc4xc5 Dg4xf4+ 13.Kh2-g2 Df4-g4+ 14.Kg2-f2 Dg4-
f4+ 15.Kf2-g2 Df4-d2+ 16.Kg2-f3 Dd2xb2 17.Dc5xa7 Kg8-g7 18.Kf3-g4 Db2-
g2+ 19.Kg4-f5 Dg2-d5+ 20.Kf5-g4 Dd5-g2+ 21.Kg4-f5 Dg2-f3+ 22.Kf5-e5 h6-
h5 23.a2-a3 Df3-c3+ 24.Ke5-d5 b4xa3 und hier fand er endlich die
Sprache wieder.



Erstveröffentlichung am 8. Oktober 2005
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/687: Halbschwergewicht - Kanonade aus nächster Nähe ... (SB)




Artur Beterbijew kämpft Callum Johnson nieder

Artur Beterbijew hat den IBF-Titel im Halbschwergewicht erfolgreich
verteidigt. Der 33jährige Russe setzte sich in der Wintrust Arena in
Chicago bereits in der vierten Runde gegen den gleichaltrigen Briten
Callum Johnson aus Boston, Lincolnshire, durch. Während der
Weltmeister damit seine dreizehn Profikämpfe ausnahmslos vorzeitig
gewonnen hat, mußte sich der Herausforderer nach 17 Erfolgen erstmals
geschlagen geben. Wenngleich Johnson als klarer Außenseiter gehandelt
worden war, lieferte er dem Favoriten einen hochklassigen und
turbulenten Kampf, mit dem beide Akteure die uneingeschränkte
Wertschätzung unter Experten und Zuschauern erwarben. [1]

In dem vom Streamingdienst DAZN übertragenen Auftritt ging es
unverzögert zur Sache, da sich die Kontrahenten nicht damit
aufhielten, vorsichtig Maß zu nehmen. Der Brite ging sofort auf seinen
Gegner los und kam nach knapp einer Minute mit einem linken Haken
durch, den der Champion mit harten Schlägen beantwortete, die Johnson
zurückweichen ließen. Gegen Ende der ersten Runde verhedderte sich der
Brite nach einem heftigen Schlagabtausch mit dem Kopf zwischen den
Ringseilen, worauf der Referee Celestino Ruiz offenbar ein
Trennkommando gab. Beterbijew boxte jedoch weiter, als der
Herausforderer wieder bereit zu sein schien und schickte ihn 21
Sekunden vor der Pause mit einer kurz angesetzten Rechten zu Boden.
Der Ringrichter wertete dies ungeachtet seines vermeintlichen
Eingreifens als Niederschlag. Johnson kam rechtzeitig wieder hoch,
doch wirkte er mitgenommen und konnte sich nur mit Mühe über die
verbliebene Zeit retten.

Schien der Kampf damit den vorhergesagt einseitigen Verlauf zu nehmen,
so belehrte der Brite seine Kritiker in der zweiten Runde eines
Besseren, als er sich überraschend revanchierte und den Russen mit
einem wuchtigen linken Haken zum Kopf nach 1:24 Minuten seinerseits
auf die Bretter schickte. Beterbijew, der noch nie in seiner Karriere
niedergeschlagen worden war, stand zwar rasch wieder auf, doch wirkte
er konsterniert und hielt sich den Gegner bis zum Pausengong vom Leib.
Daß Johnson Vorsicht walten ließ und in dieser Situation nicht mit
aller Macht nachsetzte, um den angeschlagenen Favoriten
niederzuzwingen, dürfte er hinterher zutiefst bedauert haben.

In der dritten Runde konnten beide Akteure einige harte Treffer
landen, doch kämpften sie etwas zurückhaltender als zuvor, da sie die
enorme Schlagwirkung des Gegners zu spüren bekommen hatten. Beterbijew
arbeitete mit seinem Jab, ging aber nicht so entschieden wie anfangs
zu Werke, als wolle er sich vor allem keinen weiteren Volltreffer
einfangen. Dadurch gewann der Brite tendenziell die Oberhand, ohne
allerdings wirklich Kapital daraus zu schlagen.

In der vierten Runde stellte Beterbijew abermals unter Beweis, was ihn
zu einem der gefährlichsten Boxer in dieser Gewichtsklasse macht.
Mitten in einem Angriff des Briten brachte er als Konter eine Rechte
gegen den Kiefer und sofort eine zweite über dem Ohr durch, die
Johnson zu Boden schickten. Auf Händen und Knien versuchte der
Herausforderer vergeblich, rechtzeitig wieder aufzustehen, und wurde
nach 2:36 Minuten ausgezählt. [2] Artur Beterbijew schlägt höchst
wirkungsvolle Haken aus einer so kurzen Distanz wie kaum ein anderer
Akteur der Branche und überrascht damit seine Gegner, die derartige
Schläge nicht kommen sehen. Auf ähnliche Weise hatte der Russe
beispielsweise Isido Prieto 2016 gleich in der ersten Runde
ausgeschaltet. Es gibt zwar viele Boxer, die auch dicht am
Kontrahenten und im Infight wühlen und schlagen können, doch entfalten
die allermeisten dabei keine solche Wirkung wie Beterbijew.

Wie der IBF-Weltmeister in einer ersten Stellungnahme nach seinem
Erfolg anmerkte, verbuche er den Niederschlag als eine neue und
nützliche Erfahrung in seiner Karriere. Jeder könne einmal zu Boden
gehen, doch komme es eben darauf an, wieder aufzustehen und am Ende
die Oberhand zu behalten. Er freue sich jedenfalls, abermals vorzeitig
gewonnen zu haben, und wünsche sich mit Blick auf seinen nächsten
Kampf eine größere Auswahl möglicher Gegner, am liebsten jedoch einen
anderen Champion, um die Titel zusammenzuführen.

Callum Johnson, der Britischer und Commonwealth-Meister im
Halbschwergewicht bleibt, bedauerte hinterher, körperlich nicht so
stark wie erhofft gewesen zu sein. Dennoch sei es wohl ein
Schlagabtausch gewesen, in dem die Chancen gleich verteilt waren. Der
Russe bringe die größere Erfahrung auf diesem Niveau mit und könne die
besseren Schläge aufbieten, doch eines Tages werde er erfolgreich an
ihm Revanche nehmen. Im Augenblick sei er natürlich sehr enttäuscht,
doch verspreche er allen Fans, sich gestärkt zurückzumelden und in
absehbarer Zeit erneut um einen Titel zu kämpfen. [3]

Obgleich die angriffslustige Kampfesweise des Briten bei einem
Kanonier wie Beterbijew mit fliegenden Fahnen in den Untergang geführt
hat, kann man im Grunde nicht von einer mißlungenen taktischen
Marschroute des Herausforderers sprechen. Johnson hat so gekämpft, wie
er es am besten kann, und seine gefährliche Schlagwirkung offensiv zur
Anwendung gebracht. Bei größerer Zurückhaltung oder gar beständiger
Flucht hätte er vielleicht länger durchgehalten, aber den Kampf sicher
auch nicht gewonnen. So gesehen war sein begeisternder Auftritt
insofern keine Niederlage, als er ihm international Aufmerksamkeit und
Achtung beschert hat. Sein Marktwert dürfte gestiegen sein, da er den
Russen sogar auf dem Boden hatte und in dieser Verfassung die
allermeisten anderen Kandidaten in seiner Gewichtsklasse besiegt
hätte. Er bringt ausgezeichnete körperliche Voraussetzungen mit und
greift frühzeitig mit voller Wucht an, so daß es schon eines
außergewöhnlichen Gegners wie Artur Beterbijew bedarf, um seine
Kanonade aus kurzer Distanz zu erwidern und zu überbieten.

Der gebürtige Tschetschene war in seiner langen Amateurlaufbahn für
die russische Mannschaft international erfolgreich und hat an den
Olympischen Spielen 2008 in Beijing und 2012 in London teilgenommen.
Seit seinem Wechsel ins Profilager im Jahr 2013 stand er bei Yvon
Michel in Montreal unter Vertrag. Er konnte 2015 nur zwei Kämpfe
austragen und wurde dann aufgrund einer Schulterverletzung ein Jahr
außer Gefecht gesetzt. Aufgrund der Verletzung und wohl auch einer
Kontroverse mit Yvon Michel stieg er 2016 nur zweimal und 2017 sogar
nur ein einziges Mal in den Ring. Im Frühjahr 2017 wurde bekannt, daß
sich Beterbijew von seinem Promoter trennen will. Er war angesichts
seiner stagnierenden Karriere unzufrieden mit dessen Möglichkeiten,
ihm die maßgeblichen Auftritte in einer angemessenen Frist zu
verschaffen.

Im November 2017 setzte er sich im Kampf um den vakanten IBF-Titel in
Fresno, Kalifornien, in der zwölften Runde gegen Enrico Kölling durch.
Der Russe behielt wie erwartet gegen den Außenseiter die Oberhand,
brauchte aber ungewöhnlich lange, um den fast ausschließlich in der
Defensive kämpfenden Deutschen endlich zu stellen und doch noch
vorzeitig besiegen. Daraufhin kursierenden Spekulationen, Beterbijew
lasse offenbar nach und habe seine Gefährlichkeit eingebüßt, dürfte
nach der erfolgreichen Titelverteidigung gegen Callum Johnson der
Boden entzogen sein.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/10/artur-beterbiev-destroys-callum-johnson-results/

[2] www.boxingscene.com/beterbiev-gets-floor-knock-johnson-out-results--132516

[3] www.dailymail.co.uk/sport/boxing/article-6248675/Callum-Johnson-falls-short-IBF-light-heavyweight-bout-against-Artur-Beterbiev.html
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